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discuss innovations  geschäftsideen im web 2.0

Bereits heute verfügt Google in Europa 
bei Suchmaschinen über einen Marktan-
teil von über 90 Prozent und ist damit in 
den Fokus der Wettbewerbshüter geraten. 
Denn Google ist damit in der Lage, konkur-
rierende Unternehmen gezielt zu behin-
dern oder aus dem Markt zu verdrängen. 
Auch kann Google mittels der Filterfunkti-
on und der damit einhergehenden Kon-
trollmöglichkeit bei der Ergebnispräsenta-
tion die öffentliche Meinungsbildung und 
Meinungsvielfalt gezielt manipulieren. Hier 
ist zu berücksichtigen, dass Internetnutzer 
im Regelfall nur die ersten 20 Treffer der 
von Google angezeigten Suchergebnisse 
anschauen. Die Vorauswahl und Selektion 
der von Google bereitgestellten Informatio-
nen wird somit durch das Verhalten der In-
ternetnutzer selbst nochmals reduziert. 
Festzustellen ist weiter, dass sich ein mo-
nopolistisches Unternehmen im wettbe-
werblichen Umfeld naturgemäß anders 
verhält als ein Unternehmen ohne Markt-
macht und dazu neigt, seine wettbewerbli-
che Dominanz zur weiteren Markterschlie-
ßung und Marktabsicherung auszunut-
zen.
Nicht umsonst greifen kartellrechtliche Re-
gulierungsinstrumente des Verbotes wett-
bewerbsbeschränkender Vereinbarungen, 
des Diskriminierungs- und Behinderungs-
verbotes und der Fusionskontrolle ein, um 
monopolitischen Unternehmen Schranken 

zu setzen. Im Bereich der bei Google noch 
hinzutretenden Steuerungsmöglichkeit der 
öffentlichen Meinungsbildung fehlen der-
zeit allerdings gesetzliche Regulierungsin-
strumente, die angesichts des Übergangs 
von der postindustriellen Gesellschaft in 
eine Informationsgesellschaft dringend 
notwendig sind. 

>  Kartellmissbrauch

Bereits jetzt missbraucht Google seine 
Marktmacht im eigenen Interesse. Dies 
zeigt ein von der Wettbewerbskommission 
der EU im Januar 2010 eingeleitetes vor-
läufiges Kartellverfahren aufgrund von 
Beschwerden von Google-Konkurrenten. 
Den Ermittlungen liegen drei Beschwerden 
zugrunde, die dargelegt haben, dass der 
Suchgigant Ergebnisse und Werbung ma-
nipulativ zum eigenen Vorteil und zum 

Nachteil der Beschwerdeführer listet und 
gewichtet. So wirft das in England ansässi-
ge Preisvergleichsportal Foundern Google 
vor, dass deren Website in Suchergebnis-
sen viel schlechter gewertet wird. Google 
will damit offenbar Konkurrenz durch Foun-
dern ausschalten. Die gleiche Beschwerde 
wurde vom französischen Rechtsbeihilfe-
portal ejustice.fr erhoben. Ein weiterer Be-
schwerdeführer ist das Portal Ciao!, auf 
dem ebenfalls Preise verglichen werden 
können. Die Beschwerdeführer rügen, 
dass Google durch die nicht gleichberech-
tigte Listung der Suchergebnisse gezielt 
versucht, konkurrierende Geschäftsmodel-
le aus dem Weg zu räumen. Rein rechtlich 
betrachtet stehen der Kartellbehörde um-

fassende Ermittlungsbefugnisse zu, die 
mit den Kompetenzen der Staatsanwalt-
schaft vergleichbar sind. So hat die EU-
Kartellbehörde Google aufgefordert, Infor-
mationen darüber zu erteilen, wie Google 
Ergebnisse und Werbung listet und gewich-
tet. Sollte sich ein Kartellverstoß bewahr-
heiten, droht Google im Extremfall ein Buß-
geld in Höhe von maximal 10 Prozent des 
Gesamtumsatzes. 

Daneben stehen den geschädigten 
Konkurrenten Unterlassungs- und Scha-
densersatzansprüche zu, wenn sich im 
Einzelfall nachweisen lässt, dass Google 
gezielt Konkurrenten im eigenen Interesse 
behindert oder diskriminiert. 
Wichtig ist daher, dass Kartellbehörden 
von den Regulierungsinstrumenten gegen 
die Marktmarkt von Google Gebrauch ma-
chen. Ebenso wichtig ist es, dass betroffe-
ne Unternehmen von den ihnen zustehen-

den kartellrechtlichen Ansprüchen Ge-
brauch machen. Nur die Ausübung von 
Sanktionen kann ein Unternehmen mit be-
trächtlicher Marktmacht dazu zwingen, 
sich rechtstreu zu verhalten und nicht 
„evil“ zu werden, was Google als sein ur-
sprüngliches Credo anfänglich selbst ver-
kündet hat („Don`t be evil“). Aufgrund der 
bereits jetzt bestehenden vorherrschen-
den Meinungsmacht ist der Gesetzgeber 
ebenfalls gefordert, zur Sicherstellung der 
öffentlichen Meinungsbildung und Mei-
nungsvielfalt Regulierungsinstrumente in 
Kraft zu setzen, durch die Google als Kom-
munikationsdienst transparenten und ob-
jektiven Regeln unterworfen wird.  �  ■
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Google gilt als Torwächter der Wissensspeicher im Internet und kont-
rolliert, was überhaupt gefunden wird. Das Suchergebnis wird dem In-
ternetnutzer nach einer geheim gehaltenen Filterformel vorgestellt.


